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End-Geld-Variante
Es scheint zu Ende zu gehen mit dem
Geld für die Arbeitsgelegenheit in der
Entgeltvariante. Zur Ratssitzung am
28.9.2006 hatte die Fraktion Die
Linke.Köln einen Antrag zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit gestellt. Die Fol-
gen waren ein Expertenhearing der
ARGE Köln zum Thema „Neue Beschäf-
tigungsförderung in Köln“ und eine ge-
meinsame Sondersitzung der Ausschüsse
Soziales und Wirtschaft. In dieser Sonder-
sitzung wurde beschlossen, dass „bei der
Vermittlung in Integrationsjobs… die Ent-
geltvariante besonders berücksichtigt wer-
den“ soll. 

Auch das „Integrationsprogramm -
Neuakzentuierung 2007“ fordert ein „ins-
gesamt ausgewogenes Verhältnis zwi-
schen Mehraufwands- und Entgeltvarian-
te“. Von bis zu 1600 Stellen war die
Rede. 

In einer Antwort der ARGE auf die
Anfrage der Fraktion Die Linke.Köln zur
Ratssitzung am 15.5.2007 erfuhren die
Ratsmitglieder Erstaunliches: 

Im Januar 2007 gab es tatsächlich
1662 Plätze für die Entgeltvariante. Da-
nach wurden sie rapide abgebaut, bis auf
949 Stellen Mitte Mai. Geplant ist eine
Reduktion auf 300 Stellen. An ihrer Stelle
werden im Rahmen des Projektes „Neue
Arbeit Köln“ insgesamt 1000 geförderte
Stellen im ersten Arbeitsmarkt eingerich-
tet, zum Teil in der Privatwirtschaft.

Die Fraktion Die Linke Köln freut
sich über Arbeitsplätze, die sozialversiche-
rungspflichtig sind und tariflich bezahlt
werden. Aber wie lässt sich das Kriterium
der Zusätzlichkeit in der Wirtschaft sicher
überwachen? 

Und: warum wurden nicht statt der
Entgeltvariante die 1-Euro-Jobs redu-
ziert? Wer ist verantwortlich für die Miss-
achtung des Beschlusses der beiden Aus-
schüsse zur Entgeltvariante? 

Diese Fragen wird die Fraktion Die
Linke.Köln in der letzten Ratssitzung vor
der Sommerpause stellen. 

Michael Kellner

Bisher hat die Stadt Köln öffentliche Auf-
träge nicht nur an den billigsten Anbieter
vergeben. Auch die Frage, ob ein Betrieb
ausbildet oder nicht, hat in den Entschei-
dungen der Stadt eine Rolle gespielt. Nach
der Beschwerde der Baufirma Helf bat die
Bezirksregierung die Stadt Köln, diese städ-
tische Dienstanweisung nicht mehr anzu-
wenden. 

Im Ausschuss für Allgemeine Verwal-
tung und Rechtsfragen war der Sachverhalt
Thema. Die CDU-geführte Bezirksregie-
rung hatte sich an das Innen- und das Wirt-
schaftsministerium NRW gewandt. Sie soll-
ten eine rechtliche Regelung erlassen, die
Ausbildung als Vergabekriterium eindeutig
erlaubt. In der Sitzung wurde den Aus-
schussmitgliedern mitgeteilt, dass sowohl
das Innen- als auch das Wirtschaftsministe-
rium NRW dies ablehnten.

Diese Doppelmoral von CDU und FDP
ist unerträglich. Sie versprechen einen Aus-

weg aus der Ausbildungsmisere, wollen
aber als öffentliche Hand nicht mal über
das Vergaberecht ein kleines Stück selbst
dazu beitragen. 

Jetzt sollen Kommunen nicht einmal
mehr entscheiden dürfen, ob sie ihr Geld
an Ausbildungsbetriebe zahlen oder an Un-
ternehmen, die sich ohne jegliche soziale
Verantwortung erweisen.

Entweder sind der Landesregierung
ihre kommunalen Mandatsträger egal. Die-
ser Eindruck zeigte sich schon beim Protest
der Bürgermeister gegen die Änderung der
Gemeindefinanzreform. 

Oder die CDU betreibt Arbeitsteilung
nach dem Motto: Kommunalpolitiker sind
für den sozialen Mantel zuständig, die Lan-
desregierung aber setzt ihre neoliberale Po-
litik knallhart durch. 

Der FDP scheinen Ausbildungplätze ja
generell egal zu sein.

Jörg Detjen

Doppelmoral der Landesregierung

Während vergangenen Samstag weniger als 200 Rechtsradikale gegen den Neubau
der DITIB- Moschee in Ehrenfeld marschierten, hatten sich auf Initiative des DGB
1.000 Menschen zu einer Kundgebung für religiöse Toleranz auf dem Neptunplatz
versammelt. Mehr dazu Seite 7.
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Hearing gegen
Jugendkriminalität enttäuscht
schaft ist gewaltsensibler geworden, mehr
Delikte werden angezeigt.

Zum Gefühl, die Jugend werde immer
brutaler, tragen maßgeblich die Medien bei,
die Jugendgewalt aus Gründen der Aufla-
genhöhe hochspielten.

Als Rettung in der anscheinend nicht
mehr ganz so dramatischen Situation wur-
de das Stuttgarter „Haus des Jugendrech-
tes“ angepriesen. (Siehe auch Artikel Mitte
Rechts) 

Die Beteiligten waren sich darüber ei-
nig, dass Kooperation zur Verkürzung der
Verfahren auch für die Jugendlichen gut
wäre. Der Jugendrichter Herr Riehe sah
diese Form aber kritisch. Das Haus des Ju-
gendrechtes sei einfach zu teuer und keine
Antwort auf die Frage der sog. „Intensivtä-
ter“. Er sah das Grundproblem in den Ursa-
chen der Jugendkriminalität. Sein Rat-
schlag: Mehr Geld für die Jugendhilfe aus-
geben!                               Andrea Kostolnik

NS-Gedenkstätte gepflegt
Das seit Monaten im Gremberger Wäldchen durch
Vandalismus, Verfall und dem Sturm „Kyrik“ beschä-
digte Mahnmal und Massengrab der NS-Opfer aus
der Sowjetunion ist wieder in einem würdigen Zu-
stand: die Eingangstore wurden erneuert, Teile des
Jägerzaunes ausgewechselt, vom Sturm am 18.1.07
umgerissene Birken entfernt und das Grün zurückge-
schnitten.
Hier sind insgesamt 74 sowjetische Zwangsarbeiter
bestattet, die nahebei in Krankenbaracken ohne jedwe-
de Hilfe ums Leben kamen. Sie liegen dort in der Wal-
derde zusammen mit Opfern von Bombenangriffen so-
wie Opfern einer Brandmordaktion im April 1945, bei
der NS-Schergen das Barackenlager umstellten, es an-
zündeten und Dutzende Häftlinge unter dem Vorwand
von Rache wegen eines von geflohenen Zwangsarbei-
tern geschlachteten Kalbes erschossen. 

Wolfgang Breuer

NNaacchh  ddeenn  ––  vvoonn  ddeenn  MMeeddiieenn  ggeennüüsssslliicchh
aauussggeebbrreeiitteetteenn  ––  GGeewwaallttttaatteenn  JJuuggeennddlliicchheerr
aann  KKaarrnneevvaall,,  hhaattttee  ddeerr  RRaatt  iimm  MMaaii  eeiinn  EExx--
ppeerrtteennhheeaarriinngg  zzuumm  TThheemmaa  dduurrcchhggeeffüühhrrtt..
DDaabbeeii  ssoollllttee  ddiiee  SSiittuuaattiioonn  aannaallyyssiieerrtt  wweerrddeenn
uunndd  üübbeerr  GGeeggeennmmaaßßnnaahhmmeenn  ddiisskkuuttiieerrtt
wweerrddeenn..  

Aus Sicht der polizeilichen Kriminalstatistik
ist die Zahl der Gewaltdelikte insgesamt an-
gestiegen. Im selben Maß stieg auch die
Zahl der jugendlichen Täter. Der Krimino-
loge Prof. Dr. Walter machte dafür aber in
erster Linie eine neue Gesetzeslage (Ge-
waltschutzgesetz) und ein verändertes An-
zeigeverhalten verantwortlich. Die Gesell-

Jugendliche im Abseits?
Parallelen und Unterschiede zwischen marginalisierten Jugendli-
chen in Deutschland und Frankreich war Thema eines Symposi-
ums an der Fachhochschule Köln. Aus unserem Nachbarland sa-
hen wir 2003 tagelange Unruhen mit brennenden Autos und ge-
plünderten Geschäften. Doch was in den banlieus passiert, ist in
unseren „Brennpunktstadtteilen“ nicht vorstellbar. Was sind die
Gründe dafür?

Die französische Jugend der Vorstädte hat zu 80% einen Migra-
tionshintergrund, spricht aber ausgezeichnet französisch und fühlt
sich als Franzosen. Anders die Situation in Deutschland. Hier wird
Sprachkompetenz als der Schlüssel für eine erfolgreiche Integrati-
on gesehen (eine Annahme, die das französische Beispiel Lügen
straft) und eine mangelnde Identifikation mit Deutschland beklagt. 

Armut bedeutet Ausgrenzung. Über ein höheres Niveau an So-
zialhilfe und Arbeitslosengeld blieb aber immer noch mehr Geld bei
den deutschen Jugendlichen. Das allerdings hat sich mit den Hartz
IV-Gesetzen geändert. Auch der nicht mehr mögliche Auszug aus
dem Elternhaus unter 25 wird als großes kommendes Konfliktpo-
tential gesehen. 

Medien schüren die Angst vor den Jugendlichen aus den Vor-
städten und verstärken ihr Gefühl des Ausgestoßenseins. Doch das
wichtigste Fazit der Veranstaltung war, dass Umverteilung notwen-
dig ist, um marginalisierten, in die Armut getriebenen Jugendli-
chen die Chance zu geben, gleichberechtigt ein Teil dieser Gesell-
schaft zu sein.                                                          Andrea Kostolnik

Haus des Jugendrechts ist ein Schnell-
schuss
Die FDP beantragt auf dieser Ratssitzung, dass in Köln in ein oder
mehreren Stadtbezirken ein Haus des Jugendrechts als Modellpro-
jekt eingerichtet werden soll. Es soll eine Anlehnung an das Stutt-
garter Modell sein. Dabei sind Vertreter der Polizei, der Staatsan-
waltschaft und der Jugendhilfe in einem Gebäude untergebracht.
Ziel hierbei ist es, die Zeitspanne zwischen Straftat und Urteil durch
eine Vernetzung der beteiligten Institutionen und engere Zusam-
menarbeit zu verkürzen. Um Jugendkriminalität wirklich entgegen
wirken zu können, braucht man einen präventiven Ansatz. Der
kausale Zusammenhang zwischen Perspektivlosigkeit und Jugend-
kriminalität ist nicht zu leugnen.  Eine wirkliche Lösung des Pro-
blems kann nur auf dieser Grundlage geschaffen werden. 

Trotzdem muss man auch Wege finden, wie man mit bereits de-
linquenten Jugendlichen pädagogisch sinnvoll umgehen kann. Um
tatsächlich über den Sinn und Unsinn eines solchen Antrages für
Köln eine fundierte Aussage treffen zu können, bräuchte man hier
einen längeren Diskussionsprozess. Man müsste den Kölner Be-
darf besser ermitteln. Denn das Entscheidende hierbei ist es, zu er-
mitteln, was für die Jugendlichen besser ist. Dabei muss aber auch
angemerkt werden, dass selbst das Stuttgarter Modell bis heute aus
Kostengründen nicht auf ganz Stuttgart übertragen worden ist. Es
existiert lediglich in einem Stadtteil, über eine Ausweitung wird offi-
ziell nicht nachgedacht.

Özlem Demirel
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In den Bezirksvertretungen

■ Mülheim

Was lange währt, wird
endlich…?
„Warum ist die Brücke immer zu?“ fragte
mich vor wenigen Tagen ein 10-jähriges
Kind, das vor der Fußgängerbrücke in der
Paffrather Straße stand. Es wohnt in dieser
Straße und kennt die Brücke über die S-
Bahn nach Bergisch Gladbach nur in ge-
sperrtem Zustand.

Bereits 1996 wurde ein Bürgerantrag
dazu in den Beschwerdeausschuss einge-
reicht. Schließlich war die Brücke eine
wichtige Verbindung der Menschen unter-
einander und zum Zentrum in Dellbrück.

Der Antrag wanderte im Dezember
1997 in den zuständigen Ausschuss und in
die Bezirksvertretung. Am 18.12.97 landete
er schließlich im Rat. Abriss und Neubau
wurden beschlossen und die Finanzierung
positiv beschieden. Seit dieser Zeit began-
nen die Verhandlungen mit der DB-AG. Sie
zogen sich hin, es wurden immer wieder
neue Termine für einen Baubeginn ge-
nannt. Noch Mitte 2006 gab es nach einer
Antwort auf eine Anfrage der Fraktion Die
Linke.Köln im Verkehrsausschuss kein Ein-
vernehmen der Stadt mit der Bahn. 

Zu dieser Ratssitzung kam endlich eine
Mitteilung der Verwaltung, die hoffen lässt.
Eine Erhöhung der Gesamtkosten wird be-
antragt, und die Maßnahmen sollen noch
2007 beginnen. Auf Barrierefreiheit wurde
angesichts der benachbarten Straßenbrü-
cke verzichtet. Auf eine Kinderwagenspur
an den Treppenaufgängen leider auch.
Drei Mehrfamilienhäuser sind inzwischen
neu gebaut worden. Viele junge Familien
mit kleinen Kindern wohnen dort. Und im
benachbarten Thielenbrucher Wald gibt es
einen großen Spielplatz. „Technisch mach-
bar“, sagt die Verwaltung. Aber die Pla-
nung scheint beschlossen. Hoffen wir, dass
sich zu guter Letzt doch noch der gesunde
Menschenverstand durchsetzt. 

Michael Kellner

■  Mülheim

Vorbeugenden Hoch-
wasserschutz beachten
Die Bezirksvertretung Mülheim setzt sich
dank der Linken seit längeren Jahren mit
dem Projekt „Wohnen am Strom“ ausein-
ander. Nachdem im März der Beschluss-
vorlage „Regionale 2010 – Projekt Woh-
nen am Strom“ von SPD, CDU und FDP
mehrheitlich zugestimmt wurde, hat Die
Linke.Köln in der BV in einem Pressege-

spräch den Bezirksmedien dargestellt, dass
die Gefahren des Hochwassers in Mülheim
der Bezirkspolitik nicht bewusst sind.

In diesem Zusammenhang haben wir
mit einem öffentlichen Schreiben Bezirks-
bürgermeister Norbert Fuchs aufgefordert,
einen Vertreter der Hochwasserschutzzen-
trale Köln in die Bezirksvertretung einzula-
den. Herr Vogt, Leiter der Hochwasser-
schutzzentrale Köln, kam in die Mai-Sit-
zung.

Er berichtete über die Notwendigkeit
des vorbeugenden Hochwasserschutzes.
Das Hochwasserschutzkonzept von 1995
weise auf die besondere Stellung Kölns hin.
Das Konzept wie auch das neue Hochwas-
serschutzgesetz des Bundes schreibe vor,
kein Bauland mehr im Überschwem-
mungsbereich zuzulassen. Kritisch bemerk-
te Vogt, dass man sich in den letzten ver-
gangenen 12 Jahren nicht an diese Richtli-
nien gehalten habe.

Die Vertreter der Fraktionsgemein-
schaft „GRÜNE-LINKE“ begrüßten die
Ausführungen und signalisierten, dass man
in Fragen der Bebauungen im Hochwas-
serschutzgebiet achtsamer vorgehen muss.

Mehr Informationen auf der Website
der Hochwasserschutzzentrale www.hoch-
wasserinfo-koeln.de 

Kemal Bozay

■  Kalk

BV gegen mehr Sicher-
heit im Straßenverkehr
Die Linke brachte drei Anträge für mehr Si-
cherheit im Straßenverkehr ein. Die Kapel-
lenstraße sollte in eine Tempo-30-Zone um-
gewandelt werden. Raser gefährden dort
spielende Kinder und AnwohnerInnen. Die
polizeilichen Verkehrskontrollen haben
auch zu keinem besseren Ergebnis geführt.
Die Grünen enthielten sich, der Rest der
Bezirksvertre-
tung lehnte mei-
nen Antrag ab.

Abgelehnt
wurde auch der
Antrag, die
Parkverbotsflä-
che in der Mar-
tha-Mense-Stra-
ße deutlich zu
kennzeichnen.

Der dritte Antrag sah eine Installierung
einer akustischen Schrankensignalanlage
im Straßenbahnhaltestellenbereich Mehr-
heim der Linie 1 vor. Hier kam es bei blin-
den und sehbehinderten Bürgern in den
letzten Monaten zu einigen Unfällen, da die

Schranke runterkam, ohne dass diese Per-
sonen dieses mitbekamen. 

SPD und CDU verhinderten diesen An-
trag mit den Argumenten, eine akkustische
Signalanlage sei zu teuer und belästige die
Anwohner. In der Baratungszeit wandelte
ich den Antrag in einen Prüfantrag um,
den der Bezirksbürgermeister nicht zuließ.

Verabschiedet wurde schließlich ein
Änderungsantrag der SPD, der eine hapti-
sche Anlage mit einem leisen Signalton
vorsieht.

Eine haptische Anlage aber stellt für
Blinde und Sehbehinderte eine zusätzliche
Barriere dar. Wenn eine akustische Anlage
mit der Begründung, sie würde viel Lärm
erzeugen und viel Geld kosten, abgelehnt
wird, aber dann doch noch die haptische
Anlage mit einem leisen Signalton verse-
hen werden soll, frage ich mich, wo dann
so ein Änderungsantrag seinen Sinn hat.

Özgür Demirel

■  Porz

Vielfalt für ein friedliches
Zusammenleben
LOS – Projekte feiern in
Finkenberg
Gut 200 Bürgerinnen und Bürger konnten
sich am Samstag, den 9. Juni beim Stadt-
teilfest der aus dem EU-Programm ‚Loka-
les Kapital für soziale Zwecke‘ (LOS) geför-
derten Initiativen aus Finkenberg davon
überzeugen, dass das in den Medien ge-
zeichnete Negativbild des Porzer sozialen
Brennpunktes als Tummelplatz baseball-
schlägerbewehrter Jugendlicher ein Zerr-
bild ist. 

Vom Kindertheater russischstämmiger
Migranten über die deutsch-kurdische Hip-
Hop-Gruppe bis hin zu kunstvoll vorgetra-
genen Roma–Volksliedern wurde eine be-
eindruckende Vielfalt kultureller Leistun-
gen geboten, von denen sich auch Bürger-
meisterin Scho-Antwerpes in ihrem Gruß-
wort zu recht beeindruckt zeigte. Denn es
ist eine riesige Leistung der zahlreichen Ini-
tiativen und Vereine, die es ohne das aktive
ehrenamtliche Engagement besonders
auch von Einwohnerinnen mit Migrations-
hintergrund nicht gäbe, nicht nur jungen

Menschen zwischen Jugendar-
beitslosigkeit und Hochhaus-
mauern Mut zu kulturellen Akti-
vitäten und zum Einsatz für den
sozialen Zusammenhalt zu ma-
chen. 

Doch auch Probleme wie
das Auslaufen der Landeszu-
schüsse für die Schuldnerbera-
tung des deutsch-türkischen
Vereins oder die schleppend

anlaufende Sanierung kamen zur Sprache.
Nicht zuletzt dank Linkspartei-Bezirksver-
treter Wolfgang Lindweiler, der sich dafür
einsetzte, im Zuge der Sanierung auch den
seit Jahren verrotteten Bolzplatz zu erneu-
ern.                              Wolfgang Lindweiler
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Kein Formel-1-Zirkus in der Kölner 
Innenstadt auf Kosten des Klimas

Gewalt bei der Rostocker Demonstration: 

Ratsmitglied Claus Ludwig macht
Polizei und Regierung verantwortlich

Die Autofirma Toyota wird am 2. Septem-
ber ein Autorennen in der Kölner Innen-
stadt veranstalten. Das wurde im Ausschuss
für Allgemeine Verwaltung und Rechtsfra-
gen mit den Stimmen von CDU, FDP und
SPD entschieden. Die Fraktion Die Lin-
ke.Köln war strikt dagegen, dieses Rennen
zu erlauben. 

Der Autoverkehr hat einen wesentli-
chen Anteil am CO2-Ausstoß, der das Kli-
ma irreparabel schädigt. In dieser Situation
ist ein Formel-1-Rennen in der City ein
grundfalsches Signal. Toyota sollte das
Geld lieber in Werbung für schadstoffarme
Autos stecken statt in Werbung zu unver-
antwortlicher Raserei. So wird das ökologi-
sche Bewusstsein in der Bevölkerung nicht
gestärkt.

Auch die Stadt Köln muss einen Bei-
trag zum Klimaschutz leisten. Städte wie

München, Freiburg oder Münster richten
ihr kommunalpolitisches Handeln – etwa
was den öffentlichen Nahverkehr oder die
örtlichen Energieerzeuger angeht – am Kli-
maschutz aus. Köln dagegen steht in seinen
Bemühungen erst am Anfang. 

Ein deutliches Nein zu diesem umwelt-
schädlichen Spektakel wäre ein wichtiger
Beitrag für Köln gewesen, mit dem Klima-
schutz endlich ernst zu machen. OB
Schramma, der kürzlich noch selbst in ei-
nem Dienstwagen mit mehr als 300 PS
durch die Stadt fuhr, hätte sich auf dem ver-
gangenen Evangelischen Kirchtag in Köln
mit seiner Parteikollegin Merkel unterhal-
ten sollen. Denn Schramma wollte dieses
Rennen und bleibt damit sogar hinter den
mageren Klimaschutzvereinbarungen der
Kanzlerin auf dem G8-Gipfel zurück. 

Michael Weisenstein und Jörg Detjen

Claus Ludwig sieht die Demonstration als
einen Erfolg, weil trotz der Repressionen
im Vorfeld 80.000 Menschen nach Rostock
gekommen sind. 

„Es darf nicht vergessen werden: die
Gewalt in dieser Welt geht von Staaten und
Konzernen aus, die für ihre Macht- und
Profitinteressen Kriege führen und Verhält-
nisse zementieren, die für Hunderte Millio-
nen Armut und Elend bedeuten.“ 

Nach Ludwigs Auffassung ist die ag-
gressive Stimmung durch eine monatelan-
ge Kampagne geschaffen worden. Die G8--
Gegner wurden in die Nähe von Gewalttä-
tern und Terroristen gerückt. 

Ludwig erlebte die Übergriffe der Poli-
zei auf dem Kundgebungsplatz: 

„Die Polizei ist gegen 15 Uhr auf den
Platz gestürmt und hat die Demonstration
angegriffen. Dagegen haben sich viele Tau-
send Menschen gewehrt, teilweise militant.
Die Leute haben sich nicht spalten lassen
sondern gemeinsam den Rückzug der Ein-
satzkräfte durchgesetzt
und die Demonstration
verteidigt. 

Dafür hat sich die
Polizei ab ca. 17 Uhr
‘gerächt’ und die gesam-
te Kundgebung mit Was-
serwerfern und Tränen-
gas attackiert. Ich habe
beobachtet, wie ohne
jede Rücksicht Wasser-
werfer auf Menschen-
mengen losgerast sind.“ 

Das Verhalten einiger Demonstranten
hat nach Ludwigs Auffassung leider der Po-
lizei und den Regierenden in die Hände ge-
spielt: 

„Einige Aktionen hatten mit berechtig-
ter Gegenwehr nichts zu tun. Wer ein ein-
zelnes Polizeifahrzeug attackiert, Autos in
Brand setzt, Feuerwehrleute angreift oder
andere Demonstranten durch Steinwürfe
aus den hinteren Reihen gefährdet, handelt
verantwortungslos und hilft – gewollt oder
ungewollt – Polizei und Politikern dabei, die
Proteste zu kriminalisieren, Menschen vom
Protest abzuschrecken und die Rostocker
Bevölkerung gegen die G8-Gegner aufzu-
bringen.“ 

„Ich fühlte mich streckenweise an Ge-
nua 2001 erinnert, als Polizei-Provokateure
und Neonazis die Randale anheizten und
Vorwände lieferten, die gesamte Demons-
tration mit polizeilicher Gewalt zu überzie-
hen, wie es die Berlusconi-Regierung von
vorneherein geplant hatte.“ 

Klimaschutz in Köln: 
Es gibt noch viel zu tun...
Kommunaler Klimaschutz war Thema ei-
nes Seminars der lokalen Agenda 21 An-
fang Juni. Vorbildlich ist das Handeln der
„Klimaschutzhauptstadt“ Münster. Dort
wurden Altbauten nach strengen Klima-
schutzauflagen saniert und neue öffentliche
Gebäude als Niedrigenergie- und Passiv-
häuser gebaut. Die Stadt nutzt regenerative
Energien optimal aus und erzeugt Energie
möglichst durch Kraft-Wärme-Koppelung. 

Mit diesen und weiteren Maßnahmen
konnte der CO2-Ausstoß drastisch reduziert
werden. Der Münsteraner produziert rund
1/3 weniger Kohlenddioxid als der Durch-
schnittsbürger in der Bundesrepublik. 

München möchte seinen Wert bis 2020
um 40% gegenüber 1990 reduzieren. Ganz
wichtig ist dabei, große Teile des Pendler-
verkehrs vom Auto in den öffentlichen Nah-
verkehr zu verlagern. Kraftwerke müssen
verstärkt auf Biomasse wie z. B. Holzver-
brennung setzen.

Köln dagegen steht mit seinen Bemü-
hungen ganz am Anfang. Hier sind zwar 13
Solarsiedlungen im Stadtgebiet entstan-
den. Es gibt aber kaum verlässliche Zahlen
in Köln, auf deren Basis Ziele zum Klima-
schutz vereinbart werden könnten. Ledig-
lich die steigenden Kundenzahlen bei der
KVB und der Rückgang des Autoverkehrs
in der Innenstadt sind positive Entwicklun-
gen. 

Die Linke wird künftig mit anderen da-
für Sorge tragen müssen, dass im nächsten
städtischen Haushalt Mittel zu diesem
Zweck eingestellt werden. Eine Koordinati-
onsstelle muss eingerichtet werden. Weiter-
hin muss die Möglichkeit geschaffen wer-
den, eine wissenschaftliche Begleitung zu
dem Thema Klimaschutz zu finanzieren. 

Michael Weisenstein

Foto: www.arbeiterfotografie.com

Dieser Aufkleber kann über GgS bezogen werden. Bitte
per mail melden: info@gemeinsam-gegen-sozialraub.de
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Aus den Ausschüssen:

■■    Ausschuss Bauen und Wohnen

Stadt Köln sucht günstige
Wohnungen
Auf der letzten Sitzung des Ausschusses
Bauen und Wohnen am 11.6.2007 stellte
die Verwaltung einen neuen Service des
Wohnungsamtes vor. Vermieter, die „ange-
messenen“ Wohnraum für Hartz-IV-Emp-
fänger haben, können sich dort melden.
Eine Nachfrage des Sachkundigen Einwoh-
ners der Fraktion, Bernd Weber, ergab,
dass dafür keine zusätzlichen Kräfte einge-
stellt würden – also auch keine 1-Euro-Job-
ber. Da werden die Telefone sicher heiß lau-
fen.

Peter Udsching, vorsitzender Richter
am 7. Senat des Bundessozialgerichts sag-
te, dass Hartz-IV-Empfänger Anspruch auf
angemessenes Wohngeld haben. „Die Leu-
te haben einen Anspruch darauf, in ihrer
Gemeinde mit den Kosten für angemesse-
nes Wohnen versorgt zu werden“, so Ud-
sching. „Alle Gemeinden sind jetzt gezwun-
gen zu erheben, welchen Wohnraum es bei
ihnen zu welchem Preis gibt“, äußerte er
sich gegenüber der ZEIT. Er meinte weiter,
dass auch ein Mietspiegel nicht der Maß-
stab sein könne, da dieser nicht erfasse,
was neu zu vermietende Wohnungen kos-
ten.

Es häufen sich die Fälle, in denen die
Stadt nicht die vollen Wohnkosten über-
nimmt und die Hilfebedürftigen aufgefor-
dert werden, einen Teil davon aus ihrer
Grundsicherung von 345,- EUR selbst zu
tragen. „Niemand muss umziehen“, sagte
Sozialdezernentin Marlies Bredehorst. Da-
mit stellt sie die Betroffenen vor die Wahl
Nahrung oder Wohnung. Ob der neue Ser-
vice wohl eine ernst gemeinte Maßnahme
ist, die Vorgabe des Bundessozialgerichts
umzusetzen?                          Bernd Weber

■■    Jugendhilfeausschuss

Keine Leuchtturmprojekte,
sondern Förderung der
Schwächsten
Mit 1,1 Mio. Euro Elternbeiträgen ist in der
Offenen Ganztagsgrundschule nicht gera-
de viel zu verteilen. Ein Drittel davon soll an
Schulen mit besonderem Jugendhilfebe-
darf sowie an 12 Förderschulen gehen. Das
ist unumstritten. Schließlich sind 2.560
Euro je Gruppe und Jahr für benachteiligte
Kinder nicht mehr als ein Tropfen auf den
heißen Stein.

Für das restliche Geld soll eine Gruppe
pro Schule künftig bis 17 Uhr öffnen. Das
sollte die Situation berufstätiger Eltern ent-
spannen. Gibt es keinen Bedarf, sollten die
Ferienöffnungszeiten ausgeweitet werden.

Doch auf Druck der Liga
der Wohlfahrtsverbände,
FDP und CDU wurden die-
se Bestimmungen aufge-
weicht. Nun können die
Schulen, die keinen Bedarf
sehen, das Geld auch in
„Angebote mit qualitati-
vem Bildungscharakter“
stecken. Bleibt zu hoffen,
dass Schulen auch dann
länger öffnen, wenn ledig-
lich einige wenige Eltern
die längere Betreuungszeit
dringend brauchen. Sonst
bleibt die Vereinbarkeit von
Kindern und Beruf für
ganztags Arbeitende eben-
so wie für Alleinerziehende
auf der Strecke.

Nicht durchsetzen
konnten sich FDP und
CDU mit einem Fonds
über 50.000 Euro für be-
sondere Schulprojekte.
Hier sollte ein Leuchtturmprojekt für Schu-
len, denen es ohnehin gut geht, gestartet
werden. Schulen dagegen, an denen es
„brennt“, werden die Arbeitszeit ihres Per-
sonals dazu brauchen, im Überfluss vor-
handene Probleme zu lösen. Hier zu glau-
ben, diese Schulen könnten tolle neue Pro-
jekte entwickeln, ist eine Illusion. 

Während die FDP die Jury immerhin
noch einigermaßen breit besetzen wollte,
sollten bei der CDU neben zwei Alibi-Män-
nern oder Frauen aus Wissenschaft und
Verwaltung Vertreter/innen der vier gro-
ßen Parteien die förderungswürdigen Pro-
jekte auswählen. Unverhohlener kann man
nicht zeigen, dass einem Parteiinteressen
und Klientelwirtschaft vor Sachverstand ge-
hen!                                 Andrea Kostolnik

■■  Ausschuss für Soziales und Senioren

Arbeitslosengeld II 
und die Vorlage von 
Dokumenten
Die Fraktion Die Linke. Köln erhält immer
wieder Anrufe, in denen sich betroffene Be-
zieherInnen von ALG II entrüstet darüber
äußern, welche Dokumente sie nicht nur
bei Erstanträgen, sondern auch bei Folge-
anträgen vorlegen müssen. Sie hat die Be-
schwerden und Fragen gesammelt und
schließlich im Sozialausschuss dazu eine
Anfrage gestellt. 

Die Verwaltung will auch beim Folge-
antrag eine Kopie des Sozialversicherungs-
ausweises und die lückenlosen, unge-
schwärzten Kontoauszüge der vergange-
nen drei Monate sehen. 

Anders sieht sie die Vorlage der Kran-

kenversichertenkarte beim Folgeantrag:
„Die Vorlage wird nicht verlangt, soweit die-
se noch Gültigkeit besitzt und der ARGE
eine Kopie vorliegt.“

Ähnlich sieht es mit dem Mietvertrag
nebst einer Mietbescheinigung durch den
Vermieter/die Vermieterin und einer Erklä-
rung über die Miethöhe und Nebenkosten-
abrechnung aus. Wenn eine Kopie des
Mietvertrages bereits in den Akten vorhan-
den ist, muss eine erneute Mietbescheini-
gung nur vorgelegt werden, wenn sich Än-
derungen ergeben haben. Eine Nebenkos-
tenabrechnung ist dagegen nach jedem Ab-
rechnungszeitraum vorzulegen.

Diese Antworten schaffen Klarheit. Sie
machen aber auch deutlich, dass es offen-
sichtlich immer wieder SachbearbeiterIn-
nen gibt, die den AntragstellerInnen mehr
an Vorlagen abverlangen, als notwendig ist. 

Völlig unverständlich und für die Frakti-
on Die Linke.Köln nicht akzeptabel ist die
Vorlage der „lückenlose(n) und unge-
schwärzte(n) Kontoauszüge für die vergan-
genen drei Monate, gerechnet ab Datum
der Antragstellung.“ 

Weiter heißt es in der Antwort: „Dabei
ist es unerheblich, ob konkrete Anhalts-
punkte für einen Leistungsmissbrauch (bei
laufenden Leistungsfällen) vorliegen bzw.
grundsätzliche Zweifel an der Hilfebedürf-
tigkeit bestehen.“ Das verträgt sich nicht
mit Urteilen des Landessozialgerichts NRW
und dem Hessischen Landgericht. Beide
halten den Verdacht auf Leistungsmiss-
brauch für die Voraussetzung, unge-
schwärzte Kontoauszüge zu verlangen.

Für Betroffene ist es nicht nachvollzieh-
bar, wenn die ARGE das SGB II anders
auslegt als die Sozialgerichte einzelner Län-
der.                                      Michael Kellner

Köln-Pass-Ticket nutzen inzwischen
schon ein Drittel der Anspruchs-
berechtigten
Mobil sein in Köln – das kostet ganz schön viel Geld. 59,30
Euro beträgt der Normalpreis für ein KVB-Monatsticket.
Köln-Pass-Inhaber zahlen dafür nur 25 Euro. Am Wochen-
ende und nach 19 Uhr können sie dazu noch weitere an-
spruchsberechtigte Menschen kostenlos mitnehmen. Diese
Vergünstigung nutzen inzwischen 63.000 Menschen, dass
sind 37% aller Anspruchsberechtigten. Das ergab eine An-
frage von Michael Weisenstein, der für Die Linke.Köln in
den KVB-
Aufsichtsrat
gewählt
wurde.

Die Lin-
ke.Köln
wird des-
halb weiter
mit ihrer
Postkarte
Werbung
für den
Köln-Pass
machen. Wenn nur ein Drittel der Berechtigten diesen Ser-
vice nutzt, können nicht alle davon wissen.

2000 schafften CDU+FDP

den Köln-Pass ab ...

2007 gibt´s ihn wieder!

www.die-linke-koeln.de
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Initiative „Bäder für alle“ gegründet

Polizei korrigiert groteske Falschmeldung über
Ratsmitglied der Fraktion Die Linke.Köln

AAuuff  iihhrreemm  TTrreeffffeenn,,  aamm  MMoonnttaagg,,  44..  JJuunnii,,  hhaa--
bbeenn  iinntteerreessssiieerrttee  EEiinnwwoohhnneerr  iinn  NNiippppeess  ddiiee
IInniittiiaattiivvee  „„BBääddeerr  ffüürr  AAllllee““  ggeeggrrüünnddeett..  VVoonn
ddeenn  AAnnwweesseennddeenn  wwuurrddee  ffoollggeennddee  RReessoolluuttii--
oonn  vveerraabbsscchhiieeddeett,,  mmiitt  ddeerr  ssiiee  ssiicchh  aann  ddiiee
VVeerraannttwwoorrttlliicchheenn  aauuss  PPoolliittiikk  uunndd  VVeerrwwaall--
ttuunngg  uunndd  aann  ddiiee  ÖÖffffeennttlliicchhkkeeiitt  wweennddeenn::

Wir wollen, dass die
109.000 Einwohner in
Nippes wenigstens ein öf-
fentliches Bad im Stadtbe-
zirk zu ihrer Verfügung ha-
ben. 

Wir sind bereit, uns im
Rahmen unserer Möglich-
keiten für den Erhalt und
Betrieb des Bades zu en-
gagieren. Der Kölner Nor-
den ist bezüglich Erholungs-, Sport- und
Freitzeitmöglichkeiten unterversorgt. Um
so wichtiger ist hier ein Bad, dass allen Bür-
gerinnen und Bürgern offen steht. 

Daher ist die Wiedereröffnung und ent-
sprechende Ausweitung der Öffnungszei-
ten nötig, damit alle Einwohner das
Schwimmbad nutzen können. Der Charak-
ter des Bades muss dabei erhalten bleiben,
also weiterhin Schwimmbad statt soge-
nanntes ‘Spaßbad’. (1998, vor der Um-
wandlung in eine GmbH, hatte das Nippe-
ser Bad 94.000 Besucher. Nach einer Rei-
he von Preiserhöhungen, Verkürzung der

Öffnungszeiten und zuletzt Umwandlung in
ein Gruppenbad, waren es nur noch
15.000 Besucher im Jahr 2006, jeweils
ohne Schulen und Vereine.) 

Unter einem Bürgerbad verstehen wir
ein Bad, dass von der Stadt bzw. Bäder
GmbH betrieben wird und bei dem die Bür-

ger ein Mitspracherecht bei der
Ausgestaltung und Nutzung des
Bades haben. Unsere Vorstel-
lungen von einem Bad für alle
Bürger sind: 

Das Nippes-Bad wird wie-
der der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht. Die Stadt bzw.
Bäder GmbH bleibt Eigentü-
mer und Betreiber. Die Be-
schäftigten bleiben unverändert
bei der Bäder GmbH. 

In dem Bad stehen der Stadt Köln wei-
ter Wasserflächen für Vereins- und Schul-
schwimmen zur Verfügung. 

Stadt bzw. Bäder GmbH garantieren
den Betrieb des Bades und nehmen die
notwendigen Sanierungen vor. 

Die Schwimmbadnutzer gründen einen
Bäderrat. Der Bäderrat hat die Aufgabe,
die Bedürfnisse und Anregungen der Ein-
wohner für eine Nutzung des Bades aufzu-
greifen und in Zusammenarbeit mit der
Stadt bzw. Bäder GmbH Vorschläge zur ef-
fizienten Nutzung des Bades zu erarbeiten.
Das betrifft u.a. die Öffnungszeiten, Gestal-

tung der Eintrittspreise, Kursangebote, Nut-
zung des Außengeländes, zweckmäßige Sa-
nierung, Möglichkeiten der Energieeinspa-
rung. 

Wir erwarten, dass Vertreter des Rates,
der Bezirksvertretung, der Stadtverwaltung
und der Bäder GmbH spätestens bis Ende
September im Rahmen einer öffentlichen
Bürgerversammlung ein Konzept zur Nut-
zung und Fortführung des Bades vorstellen,
dass die Bedürfnisse nach Erholung, Sport,
Gesundheitsförderung und Projekte wie
„Schwimmen macht Schule“, berücksich-
tigt. 

Am 1. Juni feierte das Weidener
Schwimmbad dreißigjähriges Beste-

hen. Das wurde im Bad und wegen des
guten Wetters natürlich auch in den Au-
ßenanlagen gefeiert. Anwesend waren
viele Freunde des Bades aus den Sport-
vereinen, Nutzer und Nutzerinnen und
der Stadtsportbund. Für die Fraktion Die
Linke.Köln hörte sich der Fraktionsvorsit-
zende Jörg Detjen an, was Freunde und
Beschäftigte des Hallenbades auf den
Nägeln brennt. Es entwickelte sich eine
konstruktive Diskussion über das Bäder-
konzept und die Weiternutzung als Bür-
gerbad.

Andrea Kostolnik

In einem Gespräch mit unserem Ratsmit-
glied Claus Ludwig hat der Pressesprecher
der Polizei, Jürgen Laggies, am Montag,
18.6.07, bestätigt, dass die über die Presse-
stelle der Polizei und der Stadt Köln und
dann von den Medien verbreitete Meldung
über dessen Festnahme unwahr ist (Am
Samstag wurde u.a. berichtet: „Der Rats-
herr Claus Ludwig habe die von der Polizei
festgehaltenen Rechtspopulisten mit auto-
nomen Linken verwechselt ... Er habe sich
irrtümlich für die rechte Gruppe einge-
setzt“). 

Laut Laggies ist der Demonstrant, des-
sen Festnahme Ludwig angeblich habe ver-
hindern wollen, kein Rechter. Ludwig habe
sich in der antifaschistischen Demonstrati-
on auf der Venloer Str./Barthonia-Forum
aufgehalten und sei festgenommen wor-
den, als diese von einer Polizeikette ge-
stoppt wurde. 

Jörg Detjen, Vorsitzender der Links-
fraktion im Rat, fordert die Kölner Medien
und die Pressestelle der Stadt auf, umge-
hend ihre Berichterstattung zu korrigieren
und die Richtigstellung öffentlich zu verbrei-
ten, soweit das noch nicht geschehen ist. 

Im Übrigen steht es nicht in der Kom-
petenz der städtischen Pressestelle bzw. des
Oberbürgermeisters Erklärungen über wie
auch immer geartete Aktivitäten von Rats-
mitgliedern abzugeben, v.a., wenn das be-
troffene Ratsmitglied bzw. seine Fraktion
nicht einmal die Möglichkeit haben, zu dem

Vorgang Stellung zu nehmen. Unklar ist
noch, warum die Polizei die Falschmeldung
überhaupt herausgegeben und bis Montag
Mittag weiter verbreitet hat. Polizei-Presse-
sprecher Laggies konnte bzw. wollte dazu
keine Angaben machen. 
Michael Kellner, Fraktionsgeschäftsführer

Am Samstag, den 26. Mai führ-
ten alle demokratischen Parteien
im Rat der Stadt Köln und der
Bezirksvertretung Ehrenfeld mit
Oberbürgermeister Schramma
einen Informationsstand in
Köln-Ehrenfeld durch. Mit einem
Faltblatt unterrichteten sie die
Menschen über die bevorste-
hende Bürgerbeteilung zur Pla-
nung der Moschee und des Kul-
turzentrums der DITIB an der
Venloer Straße. Im Bild die Frak-
tionsvorsitzende von Die.Linke
in der Bezirksvertretung Ehren-
feld, Yesim Yesil (3. von links),
im Gespräch mit Anwohnern
und Anwohnerinnen.



Platzjabbeck  5/2007
7

Moscheebau – eine dritte Alternative ist gefragt
Nach wie vor hetzt die rechte und rassisti-
sche Bürgervereinigung Pro Köln gegen
den Bau der Moschee und damit zusam-
menhängend gegen die muslimische Bevöl-
kerung in Köln. Auch nimmt die CDU in
diesem Punkt eine eher heuchlerische Posi-
tion ein. Während sie immer und überall an
vorderster Stelle die größte Befürworterin
der Kirche ist, stellt sie Forderungen, wie
z.B. die „Predigten auf Deutsch“ oder „klei-
nere Minarette“. Dies ist scheinheilig.

Dennoch ist es falsch, die Moschee als
einen großen Beitrag zur Integration darzu-
stellen. Moscheen waren und sind immer
noch eines der Zentren, in denen sich Musli-
me abschotten und isolieren. Deshalb ist die
Vorstellung, dass eine möglichst große Mo-
schee den Integrationsprozess vorantreiben
wird, absurd! Erst recht, wenn das Bauvor-
haben des muslimischen Dachverbandes
DITIB über ein Gotteshaus hinausgeht. Die
Religionsfreiheit ist ein unantastbares de-

mokratisches Recht. Aber das bedeutet
nicht automatisch, dass möglichst große
Moscheen unterstützt werden müssen. In
Köln gibt es ausreichend Plätze, wo Men-
schen muslimischen Glaubens ihren Glau-
ben praktizieren können. Die DITIB hat das
Recht, auf ihrem Grundstück zu bauen.
Aber eine derartige Diskussion über den
Bau einer Großmoschee spaltet unsere
Stadt jetzt in Moscheebefürworter und -geg-
ner, verstärkt gegenseitige Vorurteile und ist
somit dekonstruktiv. Diese Diskussion
schafft gesellschaftliche, soziale Probleme
und vor allem das Integrationsproblem
nicht ab, sondern spaltet die Menschen un-
serer Stadt in Muslime und Christen. Inte-
gration ist das Zusammenkommen und Zu-
sammenfinden von Menschen unabhängig
von ihren nationalen, religiösen oder ethni-
schen Hintergründen. Der gemeinsame
Kampf für eine bessere, demokratische,
friedliche und soziale Stadt ist entscheidend.

Dafür darf man sich nicht in Deutsche und
Ausländer, in Muslime und Christen spalten
lassen. Stattdessen sollten wir all unsere
Kräfte bündeln, um eine soziale Stadt einzu-
fordern und auszuweiten.

Pro Köln argumentiert rassistisch. Wir
müssen realistisch sein und erkennen, dass
reaktionäre Kräfte egal welcher Art die Inte-
gration nicht fördern werden, unabhängig
davon, was sie sagen oder behaupten.
Sonst wäre die Integration schon längst voll-
bracht!

Entscheidend für die Integration ist:
Auch Jugendliche mit Migrationshinter-
grund brauchen Zukunftsperspektiven. Erst
wenn Menschen mit Migrationshintergrund
sich als Teil dieser Gesellschaft verstehen
und die Mehrheitsgesellschaft diese als Bür-
ger mit Migrationshintergrund sieht, sollten
nicht einmal „Gotteshäuser“ dem Integrati-
onsprozess Steine in den Weg legen kön-
nen.                                        Özlem Demirel

Die Mehrheit der Fraktion Die Linke.Köln unterstützt den Bau der
Moschee. Bereits im Kommunalwahlprogramm 2004 hatten wir
diesen Schritt angekündigt. Leider gibt es in der Fraktion, aber
auch bei einigen linken Kräften und Gruppen in Köln Bedenken,
so auch bei MigrantInnenorganisationen. Die Vorbehalte haben
oft mit schlechten Erfahrungen mit islamistischen Gruppen in ih-
rem Heimatländern zu tun. 

Unter dem Motto „Religion ist doof“ werden aber auch Vorbe-
halte entwickelt, die letztlich darauf hinaus laufen, den Grundsatz
„Gleiche Rechte für alle“ auszuhebeln.

Letzten Endes geht es um die Frage, ob eine repräsentative Mo-
schee gebaut werden soll oder nicht. Da kann man nicht mit Aus-
flüchten oder Religionskritik antworten. Jetzt muss man Ja sagen
und nicht Jein. Dabei ist der rechtliche Rahmen völlig klar. DITIB hat
das Recht, die alte Moschee abzureißen und eine neue zu bauen. 

Es gibt eine starke Minderheit in dieser Stadt, die die Moschee
nicht haben will und gezielt hintertreibt. Für eine emanzipatorische

Politik einzutreten bedeutet hier und heute,
diesem Druck nicht nachzugeben und da-
rauf zu bestehen, dass alle Religionsgemein-
schaften die gleichen Rechte erhalten. Es
gibt große und repräsentative christliche Kir-
chen und eine repräsentative Synagoge in
Köln. Warum soll es nicht auch repräsentative Moscheen in Köln
geben? Denn das scheinen viele Muslime zu wünschen. 

Oberbürgermeister Schramma strickt schon an einem neuen
Konzept „Rechts und Links“ würden sich an der Moscheefrage ge-
genseitig hochschaukeln, auf Kosten der Ehrenfelder. Diese Gleich-
setzung ist eine Unverschämtheit! Die Demonstranten gegen den
Nazi-Aufmarsch haben die Demokratie in doppelter Hinsicht vertei-
digt: Gegen Rechts und für eine neue, schöne Moschee in Ehren-
feld. Schramma dagegen steht abseits und die CDU versucht, mit
Auflagen und Bedingungen den Bau der Moschee zu zerreden. 

Jörg Detjen, Fraktionsvorsitzender 

Rede von Jörg Detjen auf der KundgebungVor wenigen Tagen jährte sich zum drit-
ten Mal der Tag, an dem eine Nagel-

bombe in der Keupstraße in Köln-Mülheim
explodierte. Nur durch Zufall gab es keine
Toten, dafür großen Sachschaden, trauma-
tisierte türkische Kölnerinnen und Kölner
und Verunsicherung und Angst bei vielen
Menschen. Spontan halfen viele Kölner. Al-
len war klar, das kann jeden von uns tref-
fen. Ich hatte den Eindruck, die Menschen
waren sich näher gekommen, hatten mehr
Verständnis für den anderen entwickelt.

Drei Jahre später sieht Köln anders
aus: Statt Verständnis sind auf einmal Mi-
narette angeblich höher und zweifelhafter
als Kirchtürme, und Predigten in türkischer
Sprache lauter und verdächtiger als in Ita-
lienisch, Griechisch oder Deutsch.

Das liegt nicht daran, dass DITIB an
der Venloer Straße ihr bestehendes Ge-
meindezentrum durch ein wunderschönes
Bauwerk erneuern will, sondern daran,

Rote
Karte

gegen

Rassismus

Moscheebau ohne Wenn und Aber

dass nicht nur von Rechtsextremen, son-
dern auch von bürgerlichen Kräften der Is-
lam als Bedrohung aufgebaut wird. The-
men wie Integration, Flüchtlingspolitik und
das Baurecht werden in einen großen Topf
geschmissen. Es darf nicht sein, dass diese
Diskussion zu einem Kulturkampf ausartet.

Von der CDU werden jetzt absurde Be-
dingungen für den Bau der Moschee ge-
macht, die mit dem Baurecht oder gar mit
Ordnungsrecht überhaupt nichts zu tun ha-
ben. So soll im DITIB-Kulturzentrum „nur
Deutsch“ gesprochen werden und das Bau-
werk „soll sich optisch ins Stadtbild einfü-
gen“. Diese Bedingungen sind undemokra-
tisch, sittenwidrig, schüren Vorurteile und
sollen das ganze Projekt zerreden!

„Gleiche Rechte für alle“ ist eine alte
Forderung der französischen Revolution

und der deutschen Linken, die immer noch
hoch aktuell ist. Auch wenn es die Linke
nicht so mit der Religion hat, – obwohl der
ein oder andere von uns schon mal missio-
narisch auftritt –  ist die Freizügigkeit der
Menschen für uns unverzichtbar, und dazu
gehört auch die freie Religionsausübung.
Deshalb setzen wir uns für den Bau der Mo-
schee ein. 

Eine moderne Zivilgesellschaft braucht
die Bekenntnisfreiheit, die alle Glaubens-
richtungen umfasst. Wir müssen uns befrei-
en von Diskriminierung, Vorherrschaft und
Intoleranz. Lassen Sie uns für eine aufge-
schlossene, aufgeklärte, offene und solidari-
sche Gesellschaft engagieren. 

Kämpfen wir gemeinsam gegen jede
Art von Vorurteilen, gegen Rassismus,
Rechtsextremismus und Antisemitismus!
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Bleiberecht: Keiner soll
durch das Netz fallen!
Die Bleiberechtsregelung für geduldete
Menschen wird in Köln bisher nur
schleppend umgesetzt. Von den ca.
3300 in Frage kommenden Personen
haben mit 1.600 fast die Hälfte keinen
Antrag gestellt. Einige von ihnen wahr-
scheinlich, weil sie nichts von dieser
Möglichkeit wissen. Damit das nicht so
bleibt, werden sie jetzt noch einmal von
der Stadt angeschrieben. Der gleichlau-
tende Vorschlag des Fraktionsmitgliedes
Jörg Detjen im Ausschuss für Allgemei-
ne Verwaltung und Rechtsfragen ist an-
genommen worden.

Am Pfingstsamstag machten Teilnehmer
der Euromärsche gegen Existenzunsicher-
heit, Armut und Ausgrenzung Station in
Köln. Sie waren auf dem Weg nach Heili-
gendamm, um sich den Protesten gegen
den G8-Gipfel anzuschließen. Auf dem
Weg dorthin machten sie eine Woche
lang in verschiedenen Städten Station,
um sich mit Aktiven auszutauschen und
gemeinsam Aktionen gegen Sozialabbau
und Prekarisierung durchzuführen. 

Die Fraktion hieß die Franzosen, Nie-
derländer und Belgier herzlich willkom-
men in der Stadt, die auch Sitz vieler „Glo-
bal Player“ ist. Ihre zentrale Losung „Glei-
che soziale Rechte für alle überall!“ ist
auch Motto der linken Stadtratsarbeit, so
der Fraktionsvorsitzende Jörg Detjen. 

Die „Kölner Erwerbslosen in Aktion“
(KEAs) sorgten mit der Verpflegung für die
materielle Grundlage eines erfolgreichen

Kampfes. Die Fraktion überreichte den Ak-
tivisten ein Bild des „Platzjabbeck“, der

Ratshausfigur, die der Obrigkeit die Zunge
rausstreckt.                        Andrea Kostolnik

Fraktion empfängt Euromarschierer in Köln
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Die Landesregierung hat einen Vogel…
…und der heißt KiBiz. Er hört sich nur so
an wie der schöne große Kiebitz mit sei-
nem langen Schopf und seinem metallic-
farbenen Oberkleid. Im Grunde ist der Ki-
Biz der Landesregierung nur ein mieser
kleiner Abklatsch. Die Titelseite des nds,
des Magazins der GEW, drückt es treffend
aus: „Große Erwartungen – wenig Geld.“
Worum geht es? 

Am 22.05.2007 verabschiedete das
Kabinett den Entwurf für das „Gesetz zur
frühen Bildung und Förderung von Kin-
dern (KiBiz)“. Mit diesem Gesetz wird das
„Gesetz über die Tageseinrichtung für
Kinder (GTK)“ ersetzt. Die Einführung
spricht von einem „modernen Gesetz“
und von „bestmöglicher frühkindlicher
Förderung für jedes Kind“. 

Die Spitzenverbände der freien und
öffentlichen Jugendhilfe und die im „Fo-
rum Förderung von Kindern“ zusammen-
geschlossenen Initiativen einschließlich

der Gewerkschaften halten die angebliche
Verbesserung der frühkindlichen Bildung,
Erziehung und Betreuung allerdings eher
für eine Verschlechterung. Die groß ange-
kündigte Anhebung der Landeszuschüsse
kann die Einsparungen im laufenden
Haushaltsjahr nicht kompensieren. Dazu
kommt der Wegfall des Ausgleichs des El-
ternbeitragsdefizits. Qualitätssteigerung ist
mit Ressourcenkürzung nicht zu haben!

Das Hauptproblem mit dem Gesetz
liegt aber wohl bei der Einführung der Per-
sonalkostenpauschalen für die Finanzie-
rung von Betreuungsgruppen mit ver-
schiedenen Größen und Betreuungszei-
ten. Die Finanzierung hängt so im We-
sentlichen von der Nachfrage der Eltern
ab. Das Risiko müssen die Träger und Ein-
richtungen tragen. 

Die Folgen werden Zwangsteilzeit,
Lohndruck und untertarifliche Bezahlung
sein. Weniger Personal muss mehr Aufga-

ben bewältigen. Auf ihren Vogel KiBiz
kann die Landesregierung wirklich nicht
stolz sein!

Michael Kellner


